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(Nr. 10532.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Hafens in Ruhrort. Vom 10. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

91. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Erweiterung des Ruhrorter 
Hafens außer den durch das Geſetz vom 2. Juni 1902 GGeſetz-Samml. S. 202) 
bewilligten 7 000 000 Mark den ferneren Betrag von 6 900 000 Mark nach 
Maßgabe des von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtzuſtellenden Bau— 
plans zu verwenden. 

en 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung dieſes Baukoſtenbetrags 
im Wege der Anleihe eine entſprechende Anzahl von Staatsſchuldverſchreibungen 
auszugeben. 5 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitsternin iſt in den Schatz⸗ 
anweiſungen anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur 
Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen 
und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 

Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. Schatz⸗ 
anweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig werdenden 
Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeitstermine 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. Auguſt 1904. 


ern 


zur Verfügung zu halten. Die Verzinfung der neuen Schuldpapiere darf nicht = 
vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöfenden Schaz⸗ 
anweiſungen aufhört. 


§3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schatzanweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, be— 
ſtimmt der Finanzminiſter. N 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Geſetz-Samml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetz-Samml. S. 43), und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung (Geſetz-Samml. S. 155), zur Anwendung. 


§4. 

Die Beſtimmungen in $$ 3 und 4 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 
(Geſetz-Samml. ©. 202) gelten auch für die nach § 1 dieſes Geſetzes zu ver— 
wendende fernere Bauſumme. 

§ 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem |} 


Königlichen Inſiegel. 4 
Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 10. Juni 1904, 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. Bidde d Einem 
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(Nr. 10533.) Geſetz, betreffend Bildung einer Genoſſenſchaft zur Regelung der Vorflut und 
zur Abwäſſerreinigung im Emſchergebiete. Vom 14. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛec. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


$1. 
Zum Zwecke 
der Regelung der Vorflut nach Maßgabe eines einheitlichen Projekts 
und der Abwäſſerreinigung im Emſchergebiete ſowie der Unterhaltung 
und des Betriebs der ausgeführten Anlagen 
wird auf Grund dieſes Geſetzes eine Genoſſenſchaft begründet. Mitglieder der 
Genoſſenſchaft (Genoſſen) find alle Land- und Stadtkreiſe, die ganz oder teil 
weiſe nach der Emſcher und ihren Nebenläufen entwäſſern. = 
Das Projekt ſowie ſpäter erforderlich oder zweckmäßig erſcheinende Ande⸗ 
rungen und Ergänzungen unterliegen der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 
92. 
Die Genoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver⸗ 
bindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken 
erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. Ihr ordentlicher Gerichtsſtand 
iſt bei dem Gericht, in deſſen Bezirke ſie ihren Sitz hat. 


8 
Die näheren Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft werden durch ein Statut 
geregelt. 

Das Statut muß enthalten: 

1. den Namen und Sitz der Genoſſenſchaft, 

2. die Bezeichnung der der Genoſſenſchaft als Mitglieder angehörenden 
Kreiſe 

3. die 8 des für die Ausführung des Unternehmens maßgeb— 
lichen Projekts, ? 

4. Vorſchriften über die Benutzung und Unterhaltung der genoſſenſchaft— 
lichen Anlagen, f 5 

5. Vorſchriften über die Wahl, die Zuſammenſetzung, die Amtsdauer des 
Vorſtandes, ſeine Befugniſſe und die Formen für die Legitimation 
feiner Mitglieder und ihrer Stellvertreter; jeder der in § 6 Abſ. 1 ge⸗ 
nannten drei Gruppen und der Landwirtſchaft muß mindeſtens je ein 
Mitglied angehören 

6. die näheren Weft ber über die Zuſammenſetzung der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung (§ 4) und über die Art ihrer 0 über die 
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Amtsdauer der Abgeordneten, über die Vorausſetzungen und die Form 
der Zuſammenberufung der Genoſſenſchaftsverſammlung, 

die Bezeichnung der Gegenſtände, welche der Beſchlußfaſſung durch die 

Genoſſenſchaftsverſammlung unterliegen, 

8. die Beſtimmungen über die Veranlagung gemäß § 6 Abſ. 3 und 4, 

9. die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenberufung, die Beſchluß— 
fähigkeit und die Tätigkeit der Berufungskommiſſion ſowie über die 
Berufung der Stellvertreter, 

10. die Angabe der Form für die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Be— 
kanntmachungen ſowie der öffentlichen Blätter, in welche die für die 
Offentlichkeit beſtimmten Bekanntmachungen aufzunehmen ſind, 

11. Vorſchriften über die Ernennung der Mitglieder und ſtellvertretenden 
Mitglieder des Vorſtandes ſowie der Berufungskommiſſion durch die 
Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft für den Fall, daß gültige Wahlen 
durch die Genoſſenſchaftsverſammlung nicht zuſtande kommen, 

12. Beſtimmungen über die an die Mitglieder der Berufungskommiſſion 
für ihre Mühewaltung zu zahlende Entſchädigung. 


§ 4. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus Abgeordneten, welche von den 
Kreistagen, in den Stadtkreiſen mit Buͤrgermeiſterverfaſſung von den Stadt— 
verordnetenverſammlungen und in den Stadtkreiſen mit Magiſtratsverfaſſung von 
dem Magiſtrat und der Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu wählen ſind. Jeder Genoſſe entſendet 
mindeſtens einen Abgeordneten und für eine durch das Statut feſtzuſetzende Einheit 
des auf den Kreis entfallenden Jahresbeitrags ($ 10) je einen weiteren Ab— 
geordneten. 

Entſendet ein Genoſſe zwei Abgeordnete, ſo muß der eine beruflich dem 
Bergbau angehören, der andere aus den ſonſtigen Kreis- oder Gemeinde— 
angehörigen gewählt werden. Bei einer größeren Abgeordnetenzahl find die im 
5 6 genannten Gruppen ihrem Beitragsverhältnis entſprechend ſowie die Land— 
wirtſchaft tunlichſt zu berückſichtigen. 

Jeder Abgeordnete hat in der Genoſſenſchaftsverſammlung eine Stimme, 
Das Statut kann Vorſchriften einführen, welche die Vertretung abweſender Ab— 
geordneter durch Anweſende bei der Stimmenabgabe regeln. 

Nimmt ein Genoſſe die Wahl der Abgeordneten nicht vor oder kommt die 
Wahl innerhalb einer auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes von der Aufſichts⸗ 
behörde zu beſtimmenden Friſt nicht zuſtande, fo hat die Kommunalaufſichts— 
behörde des Genoſſen die Abgeordneten zu ernennen. Dieſe Ernennung bleibt ſo 
lange in Kraft, bis eine gültige Wahl zuſtande gekommen iſt. 

Desgleichen entſcheidet die Kommunalaufſichtsbehörde über alle Beſchwerde— 
fälle, welche ſich auf das Verhalten der Genoſſen bei Erfüllung der ihnen nach 
dieſem Geſetz auferlegten Pflichten beziehen. 


$2B. 
Die durch Einnahmen nicht gedeckten Ausgaben bilden eine Genoſſenſchafts— 
laſt, die durch Beiträge zu decken iſt. 


§ 6. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat ein Kataſter aufzuſtellen. In dieſem ſind 
die Beteiligten zu Beiträgen zu den Genoſſenſchaftslaſten zu veranlagen. Als 
Beteiligte im Sinne dieſes Geſetzes kommen in Betracht: 

1. Bergwerke, 
2. andere gewerbliche Unternehmen, Eiſenbahnen und ſonſtige Anlagen, 
3. Gemeinden. 

Die Veranlagung erfolgt durch den Genoſſenſchaftsvorſtand, getrennt für 
den Hauptvorfluter und die Nebenläufe. Bei der Veranlagung ſind einerſeits 
die durch den Veranlagten in dem Emſchergebiete herbeigeführten Schädigungen, 
andererſeits die durch die Ausführung, die Unterhaltung und den Betrieb der 
genoſſenſchaftlichen Anlagen zu erwartenden mittelbaren und unmittelbaren Vorteile 
zu berückſichtigen. Dem Statute bleibt es überlaffen, nähere Grundſätze hierfür 
feſtzuſtellen. 

Die zu 2 genannten Beteiligten ſind nur dann in das Kataſter aufzu⸗ 
nehmen, wenn ſie zu einem durch das Statut für die Aufnahme in das Kataſter 
vorzuſchreibenden Mindeſtbeitragsſatze veranlagt werden können. Iſt dies nicht 
der Fall, ſo ſind die von ihnen verurſachten Schädigungen und die ihnen 
entſtehenden Vorteile bei der Veranlagung derjenigen Gemeinden mit zu berück— 
ſichtigen, in deren Bezirke ſie belegen ſind. 

Das Kataſter iſt in regelmäßigen Zwiſchenräumen, die durch das Statut 
beſtimmt werden, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand neu aufzuſtellen. 

Während der erſten fünf Jahre hat eine jährliche Aufſtellung ſtattzufinden. 


§7. 

Das Kataſter iſt nebſt den erforderlichen Erläuterungen offenzulegen. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat unter der Angabe, wo und während 
welcher Zeit das Kataſter zur Einſicht offen liegt, bekannt zu machen, daß Ein— 
ſprüche gegen das Kataſter binnen einer beſtimmt zu bezeichnenden Friſt von 
mindeſtens vier Wochen bei dem Genoſſenſchaftsvorſtande ſchriftlich anzu— 
bringen ſind. e ; 

Außerdem foll ein Abdruck des Kataſters den Genoſſen und ſämtlichen in 
dem Kataſter Veranlagten mitgeteilt werden. 


8. 

Die eingegangenen Einſprüche 010 vom Genoſſenſchaftsvorſtande nach 

Ablauf der Friſt zu entſcheiden. 1 a 

Der Vorſtand berichtigt erforderlichenfalls das Kataſter und teilt ſeine mit 
Gründen zu verſehenden Entſcheidungen den Widerſprechenden mit. 
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Der Genoſſenſchaftsvorſtand iſt befugt, über die erhobenen Einſprüche 
mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. 

Für den Fall einer Berichtigung des Kataſters iſt das letztere nochmals 
während einer mindeſtens vierzehntägigen Friſt offenzulegen. 


8 5 
Nach Erledigung der Einſprüche und nach Ablauf der im § 8 Abſ. 4 
bezeichneten Friſt iſt das Kataſter der Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft zur 
Feſtſetzung vorzulegen. 
Die Auffichtsbehörde hat ſich bei Feſtſetzung des Kataſters auf die Prüfung 
zu beſchränken, ob bei ſeiner Aufſtellung die in dieſem Geſetz und dem Statute 
gegebenen Formvorſchriften erfüllt ſind. 


10. 
Von dem Genoſſenſchaftsvorſtande ſind die feſtgeſtellten Beiträge kreisweiſe 
zuſammenzuſtellen und den Genoſſen mitzuteilen. 


sm. 

Die von dem Genoſſenſchaftsvorſtande feſtgeſtellten Jahresbeiträge der 
Genoſſen ſind von ihnen in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte des 
zweiten Monats eines jeden Vierteljahrs an die Kaſſe der Genoſſenſchaft ab— 
uführen. 

i Wird der Beitrag eines Genoſſen infolge eines Ausfalls bei der Einziehung 
oder infolge von Rechtsmitteln ermäßigt, ſo iſt ihm der betreffende Betrag auf 
den nächſten Jahresbeitrag anzurechnen. 


12. 

Die Genoſſen haben die von dem Genoſſenſchaftsvorſtande veranlagten 
Beiträge den Veranlagten ſchriftlich mitzuteilen und von ihnen einzuziehen. 

Die von den im § 6 Abſ. 1 unter Ziffer 1 und 2 genannten Veranlagten 
einzuziehenden Beiträge gelten als eine gemeine öffentliche Laſt und ſind in 
vierteljährlichen Raten in der erſten Hälfte des zweiten Monats eines jeden 
Vierteljahrs zu bezahlen. Sie unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren. Die Beitreibung kann auch gegen die Pächter und ſonſtigen 
Nutzungsberechtigten, vorbehaltlich ihres Regreſſes gegen die eigentlich Verpflichteten, 
gerichtet werden. 

§ 13. 

Die auf die Gemeinden veranlagten Beiträge ſind ebenfalls in der im 
§11 genannten Friſt zu bezahlen. Auf fie finden die Beſtimmungen der §§ 9 
und 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. 
S. 152) mit der Maßgabe Anwendung, daß die im § 6 unter Ziffer 1 und 2 
gegenwärtigen Geſetzes genannten Veranlagten wegen des ihnen aus den 
Genoſſenſchaftslaſten erwachſenden mittelbaren und unmittelbaren Vorteils nicht 
mehr mit kommunalen Beiträgen oder Vorausleiſtungen belegt werden dürfen. 


Den von den Gemeinden Herangezogenen ſtehen die Rechtsmittel zu, die 
gegen die Heranziehung zu kommunalen Laſten gegeben ſind. 


$ 14. 
Den gemäß § 6 Veranlagten ſteht innerhalb vier Wochen nach Mitteilung 
der Veranlagung ($ 12) die Berufung an die Berufungskommiſſion zu. 


$ 15. 

Die Berufungskommiſſion beſteht: 

1. aus einem von der Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft zu ernennenden 
Staatsbeamten, der den Vorſitz führt und keinem der beteiligten Kreiſe 
durch Wohnſitz, Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb angehören darf, 

2. aus einem von dem Oberbergamte zu Dortmund zu bezeichnenden 
Mitgliede des Oberbergamts, 

3. aus einem von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Meliorationsbau— 
beamten, 

4. aus ſechs von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu wählenden Mit- 
gliedern, welche nicht Mitglieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes ſein 
dürfen, und von denen mindeſtens zwei den Kreis- oder Gemeinde— 
vertretungen und zwei beruflich dem Bergbau und eins beruflich der 
Landwirtſchaft angehören müſſen. 

Für die unter 1 und 3 genannten Mitglieder hat die Aufſichtsbehörde, 
für das Mitglied zu 2 das Oberbergamt einen oder mehrere Stellvertreter zu 
ernennen. Für jeden der unter 4 genannten Mitglieder iſt von der Genoſſenſchafts— 
verſammlung ein Stellvertreter zu erwählen. 


$ 16. 
Die Sitzungen der Berufungskommiſſion finden am Sitze der Genoſſenſchaft 
oder an einem anderen in dem Statute feſtzuſetzenden Orte ſtatt. 
Die Sitzungen ſind öffentlich. 
Das Verfahren vor der Berufungskommiſſion hat der zuſtändige Miniſter 
nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes und des Statuts durch ein von 
ihm zu erlaſſendes Reglement zu regeln. 


§ 17. 

Die Berufungskommiſſion iſt befugt, den Genoſſenſchaftsvorſtand zu 
hören und über die Berufung mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Die eu 
gehenden Entſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen und denjenigen mitzuteilen, 
die Berufung eingelegt haben. Die Entſcheidungen ſind endgültig. 

§ 18. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge wird durch die Berufung 

nicht aufgehalten. 
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$ 19. 

Die Koſten der Veranlagung und Berufung find von der Genoſſenſchaft 
zu tragen. 

Die Berufungskommiſſion kann die Koſten des Berufungsverfahrens ganz 
oder teilweiſe den Veranlagten auferlegen. In dieſem Falle unterliegen die 
Koſten der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. Die Beitreibung liegt 
den Genoſſen ob. 

§ 20. 

Die Genoſſenſchaft iſt der Aufſicht des Staates unterworfen. Die Aufſicht 
wird von einem durch den zuſtändigen Miniſter zu beſtimmenden Oberpräſidenten, 
in der Beſchwerdeinſtanz von dem zuſtändigen Miniſter ausgeübt. 

Die, Aufſicht iſt darauf beſchränkt, daß die Angelegenheiten der Genoſſen— 
ſchaft in Übereinſtimmung mit dem Statut und den Geſetzen verwaltet werden. 


$ 21. 

Wenn die Genoſſenſchaft es unterläßt oder verweigert, die ihr geſetz- oder 
ſtatutenmäßig obliegenden Leiſtungen und Ausgaben in den Haushaltungsplan 
aufzunehmen oder außerordentlich zu genehmigen, fo kann die Aufſichtsbehörde 
unter Anführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan verfügen 
oder die außerordentliche Ausgabe feſtſtellen. 

Gegen die Verfügung oder Feſtſtellung findet innerhalb vier Wochen nach 
der Zuſtellung die Klage beim Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


§ 22. 

Zur Aufnahme von Anleihen, durch welche der Schuldenbeſtand vermehrt 
wird, bedarf die Genoſſenſchaft vorgängiger Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Durch das Statut kann die vorgängige Genehmigung auch für andere 
Fälle vorbehalten werden. 

§ 23. 

Über das Statut und jede Abänderung desſelben beſchließt die Genoſſenſchafts— 
verſammlung. Kommt innerhalb einer von der Aufſichtsbehörde auf mindeſtens 
ſechs Monate zu bemeſſenden Friſt das Statut nicht zuſtande, ſo erläßt es die 
Aufſichtsbehörde. 

Das Statut und ſolche Abänderungen, welche den Sitz und die äußere 
Vertretung der Genoſſenſchaft betreffen, unterliegen Königlicher Genehmigung. 

Andere Abänderungen ſind von der Zuſtimmung des zuſtändigen Miniſters 
abhängig. 

Das Statut und jede Abänderung iſt nach erfolgter Genehmigung nach 
Vorſchrift und mit den Wirkungen des Geſetzes, betreffend die Bekanntmachung 
landesherrlicher Erlaſſe durch die Amtsblätter, vom 10. April 1872 GGeſetz⸗ 
Samml. S. 357) zu verkünden. Eine Anzeige in der Geſetz-Sammlung kann 
unterbleiben. N 
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§ 24. 

Die Genoſſenſchaft kann die Auflöſung beſchließen. 

Der Auflöſungsbeſchluß erfordert zu ſeiner Gültigkeit eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen und Königliche Genehmigung. 

Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vor⸗ 
ſtande der Genoſſenſchaft zugeſtellt iſt. 

Im übrigen finden auf die Auflöſung und Liquidation der Genoſſenſchaft 
die für die öffentlichen Genoſſenſchaften gegebenen Vorſchriften des Waſſer— 
genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. April 1879 (Geſetz-Samml. S. 297) entſprechende 
Anwendung. f i 

29. 

Zum Zwecke der Bildung der erſten Genoſſenſchaftsverſammlung ift von 
der Aufſichtsbehörde ein vorläufiges Kataſter ($ 6) anzufertigen und feſtzuſtellen. 

Die Aufſichtsbehörde ſtellt hiernach unter ſinngemäßer Anwendung der in 
dieſem Geſetze gegebenen Beſtimmungen die Zahl und Art der von den Genoſſen 
zu wählenden Abgeordneten feſt, veranlaßt ihre Wahl und beruft und leitet die 
erſte Genoſſenſchaftsverſammlung. In dieſer Verſammlung iſt über das Statut 
zu beſchließen und ein vorläufiger Genoſſenſchaftsvorſtand zu wählen, der die 
erſte ordentliche Veranlagung vorzunehmen hat. N 

Auf Grund des gemäß §9 dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Kataſters hat die 
Neuwahl der Abgeordneten zur Genoſſenſchaftsverſammlung und des Genoſſen— 
ſchaftsvorſtandes ſtattzufinden. 

26. 

Sämtliche die Begründung der Genoſſenſchaft betreffenden Verhandlungen 
und Geſchäfte einſchließlich der von den Gerichten und anderen Behörden vor— 
zunehmenden ſind gebühren- und ſtempelfrei. 

27. 

Diejenigen Mittel, welche nachweislich zur Vorbereitung des Projekts und 
ſeiner Ausführung bis zur Bildung der nach dieſem Geſetz ins Leben tretenden 
Genoſſenſchaft aufgewendet ſind, werden als Genoſſenſchaftslaſten angeſehen und 
ſind den Betreffenden aus der Genoſſenſchaftskaſſe zu erſtatten. Streitigkeiten 
entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtswegs die Aufſichtsbehörde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift uud beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein— 
Möller. v. Budde. v. Einem. 
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(Nr. 10534) Gefe zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das 
Umlagerecht und die Kaſſen der Ärztekammern, vom 25. November 1899. 
Vom 27. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Die §§ 46 und 49 des Geſetzes, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das 


Umlagerecht und die Kaſſen der Arztekammern, vom 25. November 1899 Geſetz⸗ 
Samml, S. 565) erhalten nachſtehende Faſſung: 


§ 46. 

Für das ehrengerichtliche Verfahren werden nur bare Auslagen in Anſatz 
gebracht. N 

Der Betrag der entſtandenen Koften iſt von dem Vorſitzenden des Ehren— 
gerichts feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. 

Der Angeſchuldigte hat die Koſten zu tragen, wenn er zur Strafe ver 
urteilt wird. 

Wenn ein Angeſchuldigter nur in Anſehung eines Teiles der ihm zur Laft 
gelegten ſtandeswidrigen Handlungen verurteilt wird, durch die Verhandlung der 
übrigen Fälle aber beſondere Koſten entſtanden ſind, ſo iſt er von deren Tragung 
zu entbinden. 

Iſt ein Verfahren durch eine wider beſſeres Wiſſen gemachte oder auf 
grober Fahrläſſigkeit beruhende Anzeige veranlaßt worden, fo kann das Ehren— 
gericht dem Anzeigenden, nachdem derſelbe gehört worden iſt, die im Verfahren 
erwachſenen Koſten auferlegen. Gegen die Entſcheidung des Ehrengerichts findet 
binnen einem Monate nach deren Zuſtellung die Beſchwerde an den Ehrengerichts— 
hof ſtatt. 

Koſten, welche weder dem Angeſchuldigten noch dem Anzeigenden auferlegt 
ſind, oder, von dem Verpflichteten nicht eingezogen werden können, fallen der 
Kaſſe der Arztekammer zur Laſt. Dieſelbe haftet den Zeugen und Sachverſtändigen 
für die ihnen zukommende Entſchädigung in gleichem Umfange, wie in Straf 
ſachen die Staatskaſſe. Bei weiter Entfernung des Aufenthaltsorts der geladenen 
Perſonen iſt denſelben auf Verlangen ein Vorſchuß zu geben. 


: $ 49. 
Jede Arztekammer iſt befugt, von den wahlberechtigten Arzten des Kammier- 
bezirkes einen von ihr feſtzuſetzenden jährlichen Beitrag zur Deckung ihres Kaſſen— 
bedarfs zu erheben. 
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Durch die ehrengerichtliche Entziehung des Wahlrechts wird die Beitrags⸗ 

pflicht nicht berührt. f 

Approbierte Arzte, welche weder eine ärztliche Praxis noch eine andere auf 
der ärztlichen Wiſſenſchaft beruhende gewinnbringende Tätigkeit ausüben, ſind 
von der Beitragspflicht befreit, ſofern ſie dem Vorſtande der Arztekammer eine 
entſprechende ſchriftliche Erklärung abgeben. Die Befreiung tritt mit Ablauf des 
Monats ein, in welchem die Erklärung an den Vorſtand' der Arztekammer ge⸗ 
gelangt. Bei Beanſtandungen der Erklärung, die nebſt ihrer Begründung dem 
Arzte zugeſtellt werden müſſen, entſcheidet der Oberpräſident endgültig. 

Während der Dauer der Befreiung ruht das Wahlrecht und die Wähl— 
barkeit zur Arztekammer.“ 

Arzte, welche der abgegebenen Erklärung zuwider eine ärztliche Praxis oder 
eine derſelben gleichgeſtellte Tätigkeit (§ 49 Abſ. 3) ausüben oder es unterlaſſen, 
von ihrer Wideraufnahme dem Vorſtande der Arztekammer binnen zwei Wochen 
Anzeige zu machen, haben den hinterzogenen Beitrag nachzuzahlen. Durch Be— 
ſchluß des Vorſtandes kann ihnen außerdem auferlegt werden, das Vier- bis 
Zehnfache des hinterzogenen Beitrags an die Kaſſe der Arztekammer zu ent— 
richten. Zugleich kann ihnen durch Beſchluß des Vorſtandes für die Zukunft 
der Anſpruch auf Befreiung vorübergehend oder dauernd entzogen werden. Als 
Ausübung oder Wiederaufnahme der Praxis gilt nicht die ärztliche Hilfeleiſtung 
in Notfällen. 

Die Entſcheidungen und Beſchlüſſe gemäß Abſ. 3 und 5 erfolgen nach 
Anhörung des betreffenden Arztes. a 

§ 49a. . 8 

. Der Jahresbeitrag iſt in der Regel für alle verpflichteten Arzte des Kammer⸗ 
bezirkes in gleicher Höhe feſtzuſetzen. Mit Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe 
können Ermäßigungen nach gleichmäßig abgeſtuften Sätzen für einen Teil der 
Arzte feſtgeſetzt werden. x . 

Zu Beſchlüſſen der Arztekammer, durch welche die Aufbringung der 
Beiträge unter Zugrundelegung eines anderen Beitragsfußes, insbeſondere der 
ſtaatlich veranlagten Einkommenſteuer, beſtimmt wird, iſt eine Mehrheit von 
zwei Dritteilen der an der Abſtimmung teilnehmenden Mitglieder erforderlich; 
in der Einladung iſt auf dieſe Beſtimmung hinzuweiſen. Der Beſchluß der Arzte⸗ 
kammer über die Höhe des Beitrags und über die Feſtſetzung des Beitragsfußes 
bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten, welche von dem Vorſtande der 
Arztekammer nachzuſuchen iſt. 5 Et 

Die Einziehung der Beiträge erfolgt, ſoweit letztere nicht freiwillig gezahlt 
werden, im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens., 

Gegen die Heranziehung zu den Beiträgen der Arztekammern ($ 49 Abſ. 1 
und 5) ſteht dem Verpflichteten binnen einem Monate vom Tage der Benach— 
richtigung ab der Einſpruch an den Vorſtand der Arztekammer und gegen deſſen 
Entſcheidung binnen einer weiteren Friſt von einem Monate die Berufung an 
den Oberpräſidenten zu, welcher endgültig entſcheidet. 


ee 


a Über die Niederſchlagung einzelner Beiträge entſcheidet der Vorſtand der 
Arztekammer. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Aaleſund, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 27. Juli 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. v. Einem, 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 

ſind bekannt gemacht: 

1. der am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
des Gilgenburger Meliorationsverbandes in den Kreiſen Oſterode und 
Neidenburg vom 31. Juli 1876 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 26 S. 339, ausgegeben am 30. Juni 1904; 
die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 8. Juni 1904, betreffend die 
Ausdehnung des Kerkerbachbahn-Unternehmens auf den Bau und Betrieb 
der Bahnſtrecke von Hintermeilingen nach Mengerskirchen durch die 
Kerkerbachbahn-Aktiengeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Wiesbaden Nr. 27, S. 277, ausgegeben am 7. Juli 1904; 

3. das am 8. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage— 
genoſſenſchaft zu Hoffſtädt-Eckartsberge im Kreiſe Dt. Krone durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 30 S. 275, 
ausgegeben am 28. Juli 1904; 

4. der allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1904, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die Straßen 1. vom 
Bahnhof Iſſelhorſt nach Dorf Iſſelhorſt, 2. von Milſe nach Altenhagen 
und 3. auf den ſogenannten Braker Weg — ſämtlich im Landkreiſe 
Bielefeld belegen —, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Minden Nr. 30 S. 193, ausgegeben am 23. Juli 1904, i 

5. das am 15. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Düpe⸗ 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Eldagſen im Kreiſe Minden durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 29 S. 183, ausgegeben 
am 16. Juli 1904. 
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